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Bodenqualität und Bodenerhaltung 


Der Bundesminister für Ernährung , Landwirtschaft und Forsten 

— 621 - 00 22 - hat mit Schreiben vom L Februar 1984 die Große 
Anfrage namens der Bundesregierung wie folgt beantwortet: 

Die Bundesregierung begrüßt es, zur Erhaltung der Bodenqualität 
und zum Schutz des Bodens Stellung nehmen zu können, weil sie 
die dauerhafte Sicherung der verschiedenen Funktionen des 
Bodens zu den zentralen Aufgaben zählt, die unserer Gesellschaft 
zur Erhaltung der Lebensgrundlagen für den Menschen und der 
Natur aufgegeben sind. Der Schutz des Bodens ist ein Schwer- 
punkt ihrer Umweltpolitik. Die dafür verantwortlichen Bundesmi- 
nister haben sich gleich nach Übernahme der Regierungsverant- 
wortung durch die neue Bundesregierung darauf verständigt, eine 
umfassende Konzeption zum Schutz des Bodens auszuarbeiten. 
Bis zum Abschluß der dazu erforderlichen Untersuchungen kann 
die Bundesregierung auf die gestellten Fragen nur vorläufige 
Antworten geben. 

Die Aufgabe, einen wirksamen Schutz des Bodens zu gewährlei- 
sten, ist außerordentlich komplex. Dies resultiert daraus, daß in 
qualitativer und quantitativer Hinsicht unterschiedliche Gefah- 
renpotentiale wie 

— die Anreicherung von Schadstoffen, wie Schwermetalle und 
andere nicht oder nur schwerabbaubare Stoffe, sowie die Bela- 
stung mit Säurebildnern, 

— Veränderungen von physikalischen, chemischen und biologi- 
schen Bodeneigenschaften infolge von Eingriffen, Wind- und 
Wassererosion, 

— Landverbrauch, insbesondere die Inanspruchnahme natür- 
licher oder naturnaher genutzter Flächen für Siedlung, Indu- 
strie und Verkehr 



Drucksache 1 0/948 


Deutscher Bundestag - 10. Wahlperiode 


für die Funktion des Bodens als 

— Teil der Natur und der Landschaft, 

— Produktionsgrundlage für die Land- und Forstwirtschaft, 

— Speicher und Filter für den Wasserhaushalt, 

— Träger von Bodenschätzen, 

— Siedlungs- und Wirtschaftsfläche 
zu untersuchen und zu bewerten sind. 

Die Bundesregierung wird nach dieser Analyse neben den bereits 
eingeleiteten weitere Maßnahmen vorschlagen und durchführen, 
die zur Abwendung von Gefahren, die sich für die Bodenfunktio- 
nen ergeben können, erforderlich sind. Sie ist dabei auf die 
Mitwirkung und Unterstützung der Bevölkerung, der von ihr 
gewählten parlamentarischen Vertretungen und der Regierungs- 
und Verwaltungsstellen auf den verschiedenen Ebenen angewie- 
sen. Ebenso sind staatenübergreifende Aspekte und die Verflech- 
tung mit anderen Politikbereichen zu beachten. 

Zur Bewältigung der Aufgaben kann auf vorhandenen wissen- 
schaftlichen, technischen und planerischen Vorarbeiten und in 
zahlreichen Rechtsbereichen bereits bestehenden Regelungen 
zum Schutz des Bodens aufgebaut werden. Ebenso deutlich ist 
aber auch, daß der Kenntnisstand auf zahlreichen Gebieten ver- 
bessert werden muß, damit die Kontrolle der Risiken unserer 
Zivilisation für den Boden dauerhaft gewährleistet ist. Gefährdun- 
gen und Schäden können auf Dauer nur durch vorsorgende Maß- 
nahmen und ausreichende Berücksichtigung ökologischer 
Gesichtspunkte bei der Abwägung der an den Boden gestellten 
Ansprüche vermieden werden. 

Die Bundesregierung verweist in diesem Zusammenhang auf den 
Kabinettbeschluß vom 22. August 1975 „Grundsätze für die Prü- 
fung der Umweltverträglichkeit öffentlicher Maßnahmen des 
Bundes" als Instrument vorsorgenden Umweltschutzes. Diese 
Prüfung, die allerdings hinter zahlreichen speziellen Bestimmun- 
gen zum Schutze der Umwelt zurücktritt, gilt damit auch für 
Maßnahmen zum Bodenschutz, einschließlich der finanziellen 
Förderung. Der Deutsche Bundestag hat in seiner 38. Sitzung am 
25. November 1983 die Bedeutung einer Umweltverträglichkeits- 
prüfung auf nationaler und EG-Ebene ausdrücklich bekräftigt. 


1. Der Boden als Gesamtsystem wird durch die Aufbringung einer 
Vielzahl von Fremd- und Schadstoffen in seiner Leistung und Funk- 
tionsfähigkeit gestört. 

— Welche Stoffe und Stoffgruppen, auch in Kombination, sind 
hierbei nach Erkenntnissen der Bundesregierung als gefährlich 
einzustufen und in ihrem Verhalten und in ihrer Konzentration 
zu prüfen und zu beobachten? 

Grundsätzlich werden alle Stoffe, die neu in Verkehr gebracht 
werden, bezüglich ihrer Wirkungen auf die Gesundheit des Men- 
schen und die Umwelt geprüft. Falls es sich um Stoffe handelt, die 
für die Belastung des Bodens Bedeutung haben könnten oder in 
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größeren Mengen auf oder in den Boden gelangen, sind spezielle 
Prüfungen über das Verhalten dieser Stoffe im Boden durchzu- 
führen. 

Nach den der Bundesregierung vorüegenden Erkenntnissen sind 
für den Boden insbesondere solche Stoffe belastend, die schäd- 
liche Wirkungen hervorrufen können und im Boden nicht oder nur 
schwer abgebaut werden. Zu den potentiell problematischen Stof- 
fen gehören nach derzeitigem Kenntnisstand bestimmte anorga- 
nische Stoffe (insbesondere Blei, Cadmium, Kupfer, Nickel, 
Quecksilber, Thallium, Fluor, Arsen sowie radioaktive Stoffe) und 
bestimmte organische Stoffe [z.B. Polychlorierte Biphenyle (PCB), 
Polycyclische aromatische Kohlenwasserstoffe (PAK), Pentachlor- 
phenol (PCP), Trichlorethen (Tri), Perchlorethen (Per), Tetrachlor- 
dibenzodioxin (TCDD), l,l'-Dimethyl-4, 4'-Bipyridinium-Dime- 
thylsulfat bzw. -Dichlorid (Paraquat), l,l'-Ethylen-2, 2'-Bipyridi- 
nium- Dimethylsulfat (Diquat), Isomere von Hexachlorcyclohexan 
(HCH), Hexachlorbenzol (HCB)]. 

Weitere für die Bodenbelastung bedeutende Stoffe sind Säure- 
bildner (insbesondere für Schwefelsäure und Salpetersäure) und 
Chloride (z.B. durch Streusalz). 

Die Bewertung der einzelnen Stoffe auf Gefahren wird insbeson- 
dere unter den Gesichtspunkten der Menge, der örtlichen Vertei- 
lung und Wirkungen weiter untersucht. Dies wird u. a. im Rahmen 
der Arbeiten zur Bodenschutzkonzeption der Bundesregierung 
erfolgen. 


2. Welche Maßnahmen beabsichtigt die Bundesregierung gegen die 
Freisetzung von Schadstoffen zu unternehmen, die ohne Zutun und 
mögliche Einflußnahme des Bodennutzers (Bauer, Waldbesitzer, 
Gärtner) als Immission aus Industrie, Verkehr und Haushalten auf 
den Boden gelangen? 

— Welche Mengen der jeweiligen Schadstoffe gelangen auf die 
Fläche der Bundesrepublik Deutschland? 

— Woher kommen diese Schadstoffe (verursachende Betriebe und 
Betriebszweige, geographische Herkunft)? 

— Auf welche Weise lagern sich diese Stoffe im Boden ab (Konzen- 
tration an bestimmten Stellen, großflächige Verteilung, Art der 
Bindung)? 

— Welche Einflüsse und Schäden entstehen an den Böden der 
Bundesrepublik Deutschland durch die trockene und feuchte 
Deposition von Schwefel (-oxyden)? 

Maßnahmen gegen die Freisetzung von Schadstoffen 

Der Freisetzung von Schadstoffen wird mit vielfältigen Maßnah- 
men, insbesondere im Rahmen des Abfall-, Wasser-, Immissions- 
schutz- und Atomrechtes, entgegengewirkt. Von besonderer 
Bedeutung sind die Klärschlammverordnung, die Verwaltungs- 
vorschrift über Mindestanforderungen an die Einleitung schäd- 
licher Stoffe in Gewässer, das Abwasserabgabengesetz, die Groß- 
feuerungsanlagen-Verordnung, die TA Luft und die Strahlen- 
schutzverordnung. Die Bundesregierung hat ihre Maßnahmen zur 
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Verminderung der Schadstoffbelastung der Luft in ihrer Regie- 
rungserklärung vom 15. September 1983 eingehend dargelegt. 

Die Bundesregierung beabsichtigt zur Verminderung der Luftver- 
unreinigungen eine Änderung des Emissionsteils der technischen 
Anleitung zur Reinhaltung der Luft (TA Luft) - Teil 3 - in Verbin- 
dung mit einer Novellierung der Verordnung über genehmi- 
gungsbedürftige Anlagen (4. BImSchV). 

Ferner wird derzeit überprüft, ob die Verordnung über Feue- 
rungsanlagen (1. BImSchV) noch dem aktuellen Stand der Haus- 
brandtechnik entspricht oder ggf. novelliert werden muß. Inwie- 
weit bestehende Instrumente zur Luftreinhaltung durch zusätzli- 
che marktwirtschaftlich orientierte Instrumente ergänzt werden 
können, wird derzeit ebenfalls überprüft. 

Ein weiterer wichtiger Schritt ist die ab 1. Januar 1986 vorgese- 
hene weitere Reduzierung der Schadstoffe in Autoabgasen und 
die Einführung bleifreien Benzins. 

Ob weitere Maßnahmen erforderlich sind, wird die Bundesregie- 
rung auch im Rahmen ihrer Bodenschutzkonzeption prüfen. 

Depositionen auf die Fläche des Bundesgebietes 

Der Bundesregierung hegen die in der nachstehenden Übersicht 
angeführten Depositionswerte vor. Von einer Hochrechnung die- 
ser Werte auf die Fläche der Bundesrepublik Deutschland wird 
abgesehen, da diese derzeit noch mit zu großen Unsicherheiten 
behaftet wäre. Insbesondere fehlen noch zuverlässige Daten über 
die Deposition in der Umgebung industrieller Emittenten sowie 
zur trockenen Abscheidung von Schadstoffen in Wäldern. Dar- 
über hinaus basieren die genannten Werte vielfach nur auf weni- 
gen Meßstellen, so daß die räumliche Repräsentanz zweifelhaft 
ist. 

Herkunft der Schadstoffe 

Eine umfassende Darstellung der Situation auf dem Gebiet der 
Luftreinhaltung vermittelt der zweite Immissionsschutzbericht der 
Bundesregierung (BT- Drucksache 9/1458). Der dritte Bericht wird 
derzeit erstellt. 

Die Schwefeldeposition ist überwiegend auf das bei der Verbren- 
nung fossiler Brennstoffe emittierte S0 2 zurückzuführen. Das aus 
dem Ausland kommende S0 2 verursacht insgesamt etwa die 
Hälfte der Schwefeldeposition. Hauptemittenten für S0 2 sind fos- 
sil befeuerte Kraftwerke, Fernheizwerke und Industriefeuerun- 
gen. Etwa 9 v. H. des in der Bundesrepublik Deutschland emittier- 
ten S0 2 entstammen dem Hausbrand. 

Stickoxid-Depositionen werden zur Hälfte und Blei-Depositionen 
werden zum größten Teil durch den Straßenverkehr verursacht. 
Die übrigen in der Übersicht aufgeführten Metalle entstammen 
vor allem metallurgischen Prozessen, während die organischen 
Schadstoffe überwiegend chemisch hergestellt und den verschie- 
densten Wirtschafts- und Anwendungsbereichen entstammen. 
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Die Anreicherung von Blei in Böden entlang stark befahrener 
Straßen ist im allgemeinen nicht so hoch, daß eine gesundheitlich 
bedenkliche Kontamination von Lebens- und Futtermitteln 
erreicht wurde. Durch das Benzin-Blei-Gesetz ist diese Belastung 
laufend zurückgegangen. Mit der von der Bundesregierung vor- 
gesehenen Einführung bleifreien Benzins am 1. Januar 1986 wird 
die Belastung der Umwelt aus dieser Emissionsquelle weiter redu- 
ziert und nach Ablauf der Übergangsfrist ganz unterbunden. 

Weitere Untersuchungen hierzu werden im European Monitoring 
and Evaluation Programme (EMEP) der Economic Commission for 
Europe (ECE) unter Mitwirkung der Bundesregierung durchge- 
führt. 

Ablagerungen 

Für das gesamte Bundesgebiet besteht eine Grundbelastung, die 
sich durch Messung in ländlichen Gebieten außerhalb des direk- 
ten Einflußbereiches von Städten und Emittenten feststellen läßt. 

Ursachen für Ablagerungen sind lokale Emissionsquellen sowie 
vor allem die überregionale und weiträumige Verteilung von 
emittierten bzw. hieraus gebildeten Schadstoffen (Ozon, Säuren 
etc.). Erhöhte Belastungen ergeben sich grundsätzlich in besiedel- 
ten Gebieten, besonders hoch sind diese in industrialisierten Bal- 
lungsgebieten, insbesondere mit Schwerindustrie. 

Die insgesamt höchsten Belastungen werden in solchen Gebieten 
angetroffen, wo emittierende Industrie bzw. Bergbau über einen 
langen Zeitraum zur Kontamination der Umgebung beigetragen 
haben. 

Für fast alle Komponenten überwiegt im ländlichen Freiland der 
Eintrag mit dem Niederschlag, in städtischen Gebieten fällt dage- 
gen der trockenen Deposition ein stärkeres Gewicht zu. 

Hinweise auf regional unterschiedliche Immissionsbelastungen 
aus der Luft enthält die nachstehende Übersicht: 


Größenordnung der Deposition aus der Luft in unterschiedlichen Regionen 
(Milligramm bzw. Mikrogramm pro Quadratmeter und Tag) 
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(Quelle: Umweltbundesamt) 


Saure Schwefel- und Stickstoffverbindungen entstehen als sekun- 
däre Luftverunreinigung erst in der Atmosphäre, und zwar im 
Verlauf von Stunden bis Tagen. Hinsichtlich der Konzentration 
dieser Stoffe im Regen findet man auch bei diesen Komponenten 
keinen ausgeprägten Stadt-Land-Unterschied, sondern vielmehr 
eine relativ homogene Verteilung. Der durchschnittliche pH-Wert 
des Regens im Bundesgebiet hegt bei 4,2, wobei die meisten 
Einzelwerte in den Bereich von 3,5 bis 6,0 fallen. 

Die Deposition von Schwefel- und Stickstoffverbindungen kann 
kleinräumig in Abhängigkeit von der Art des Bodenbewuchses 
erhebliche Unterschiede aufweisen. So haben Waldbestände eine 
erheblich größere Oberfläche und Oberflächenrauhigkeit als Frei- 
land, wirken deshalb in viel höherem Maße als Luftfilter und 
werden deshalb auch weitaus stärker belastet als etwa landwirt- 
schaftliche Flächen, die in unmittelbarer Nähe hegen. 

Die chemische Form der Stoffe ist von ihrer Herkunft (Stoffzusam- 
mensetzung bei Eintrag), von den verschiedenen Bodenparame- 
tern, vom Khma und der Bodennutzung abhängig. Insgesamt 
hegen über die einzelnen chemischen Formen bisher wenig 
Erkenntnisse vor. 


Wirkung der Deposition von Schwefelverbindungen auf den 
Boden 

Die schwerwiegendste Wirkung der Deposition von Schwefelver- 
bindungen auf den Boden ist der Eintrag von Säuren und der 
damit verbundene Beitrag zur Versauerung des Bodens. Die Ver- 
sauerung, zu der vor allem Schwefelverbindungen, aber auch 
Stickstoffverbindungen und bei bestimmten Waldböden, je nach 
Standortbedingungen Baumarten und Nutzung unterschiedliche, 
bodenimmanente Vorgänge beitragen, kann bei vielen forstwirt- 
schaftlich genutzten Böden mit erhebhchen Problemen verbun- 
den sein. Beim Versauerungsvorgang werden die im Boden vor- 
handenen Kationen (insbesondere Kalzium, Magnesium, Kahum, 
Natrium, Aluminium und Eisen) gelöst und ausgewaschen. 
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Dieser Effekt ist in mehrfacher Hinsicht von Bedeutung: 

— die Auswaschung von Kalzium, Magnesium, Kalium und 
Natrium bedeutet einen gravierenden Verlust von wichtigen 
Pflanzennährstoffen, 

— bei starker Versauerung erfolgt eine Freisetzung von Alumi- 
niumionen, die giftig auf Pflanzen und Bodenorganismen wir- 
ken; freigesetzt werden u.a. auch Cadmium-, Mangan- und 
Eisenionen, die - bei höheren Konzentrationen — ebenfalls 
giftig wirken können, 

— die Bodenversauerung beeinträchtigt Mikroflora (insbes. Pilze, 
Bakterien), Bodenfauna (insbes. Regenwürmer, Collembolen), 
die indirekt z.T. von erheblicher Bedeutung für das Leben der 
Waldbäume sind („Lebensgemeinschaft Waldboden ") und 

— durch die Bodenversauerung kann sich die Struktur des Wald- 
bodens verschlechtern, insbesondere durch die Abnahme des 
Porenvolumens bei Auswaschung von Kalziumionen. 

Bei Böden mit starkem Auflagehumus bewirkt der Eintrag von 
Säurebildnern zusätzlich eine Freisetzung organischer Säuren 
(Fulvosäuren), wodurch die Säurebelastung vertärkt wird. 

Kalkstandorte und sorptionsstarke Böden sind aufgrund des höhe- 
ren Puffervermögens weniger gefährdet. 

Indirekte Schädigungen von Pflanzen durch Absinken des pH- 
Wertes im Boden betreffen insbesondere oberflächüch wurzelnde 
Pflanzen. So kann sogar die Wurzelbildung von Baumkeimlingen 
so stark behindert werden, daß es z.B. in Buchenwäldern zu 
keiner natürlichen Verjüngung kommen kann. 

Bei landwirtschaftlich genutzten Flächen wird der Versauerung 
durch Düngungsmaßnahmen entgegengewirkt, so daß dort keine 
Probleme entstehen. 

In einigen Fällen, in denen Schwefelmangel im Boden herrscht, 
kann die Zufuhr von Schwefelverbindungen über die Luft eine 
Produktivitätssteigerung bewirken. 


3. Schadstoffe und chemische Wirksubstanzen werden direkt beson- 
ders auch auf Kulturflächen ausgebracht. Es handelt sich hierbei 
sowohl um eine bewußte, gewollte und mehr oder weniger großflä- 
chige Anwendung, wie zum Beispiel bei den Pestiziden, als auch um 
eine Ausbringung von Schadstoffen als unerwünschte Begleitstoffe. 

— Wie groß ist der Anteil der Flächen, auf die Klärschlamm, Müll- 
Klärschlamm-Kompost und Baggergut ausgebracht wird, und 
welche Schadstoffe werden in welcher Menge und Konzentra- 
tion ausgebracht? 

— Läßt sich auf längere Sicht die Ausbringung von schadstoffbela- 
steten Kultursubstraten und Düngemitteln wie z. B. Klär- 
schlamm, Müll-Klärschlamm-Kompost, Baggergut (Fluß- 
schlamm) und Phosphatdüngern rechtfertigen, obwohl bei einer 
längerfristigen Anwendung die Gefahr der Akkumulation von 
Schadstoffen im Boden besteht und die betroffenen Flächen aus 
anderen Quellen noch zusätzlich mit Schadstoffen befrachtet 
werden? 

— Wie hoch ist das Ausmaß des Nitrateintrags ins Grundwasser 
durch außerlandwirtschaftliche Einflüsse, mineralische und 
organische Düngung, und welche Gefahren gehen von dieser 
Belastung des Grundwassers aus? 
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— Erwägt die Bundesregierung den Erlaß von Ausbringungs- 
höchstmengen für Düngemittel (besonders für Nitratdünger) und 
von einer bundesweiten Gülleverordnung? 

— Wie beurteilt die Bundesregierung das derzeitige Ausmaß der 
Verunreinigung des Grundwassers durch Nitrat und andere 
Schadstoffe, wie schätzt sie die davon ausgehenden gesundheit- 
lichen Gefahren ein, und was plant sie, gegen drohende Schäden 
und Schädigungen zu unternehmen? 

— Wie groß ist der Anteil der Flächen, auf denen Pflanzenschutz- 
mittel zur Anwendung kommen (Gesamtfläche, landwirtschaftli- 
che Nutzfläche, Ackerfläche, regionale Konzentrationen), und 
wie hoch ist hierbei der Anteil von Pflanzenschutzmitteln, die 
sich im Boden nicht oder nur sehr langsam abbauen (Halbwerts- 
zeit im Boden > ein Monat)? 

— Beabsichtigt die Bundesregierung, Maßnahmen zu ergreifen, die 
einer Belastung von Ökosphäre und menschlicher Gesundheit 
durch solche Pestizide entgegenwirken und sie langfristig mög- 
lichst ganz verhindern? 


Schadstoffeinträge durch Klärschlamm- und Baggergutaufbrin- 
gung 

Über das Aufbringen von Klärschlamm, Müll-Klärschlamm-Kom- 
post und Baggergut liegen noch keine flächendeckenden Anga- 
ben vor. Nach der am 1. April 1983 in Kraft getretenen Klär- 
schlammverordnung werden nunmehr derartige Daten über Klär- 
schlamm gesammelt und ausgewertet. Es kann angenommen 
werden, daß ca. 3 bis 5 v. H. der landwirtschaftlichen Nutzfläche 
mit Klärschlamm gedüngt werden. Die Fläche, auf die Müll- 
Klärschlamm-Komposte und Baggerschlämme aufgebracht wer- 
den, ist wesentlich kleiner. 

Nach den bisher vorhegenden Erkenntnissen aus einigen Bundes- 
ländern wären etwa 60 bis 75 v. H. der anfallenden kommunalen 
Klärschlämme - gemessen an den Vorschriften der Klärschlamm- 
verordnung - landwirtschaftlich verwertbar. Die tatsächliche Ver- 
wertungsquote hegt aber mit 30 bis 40 v. H. deutlich darunter. 

Klärschlamm, Müll-Klärschlamm-Kompost und Baggergut kön- 
nen grundsätzlich alle Stoffe enthalten, die wirtschaftlich in Ver- 
kehr gebracht worden sind oder sonst anfallen. Besondere Auf- 
merksamkeit erfordern die Schwermetalle Blei und Cadmium. Am 
besten untersucht ist das Vorkommen von Cadmium. 

Nach den Vorschriften der Klärschlammverordnung darf der auf 
landwirtschaftlich, gärtnerisch und forstwirtschafthch genutzten 
Rächen aufgebrachte Klärschlamm 20 mg Cd je kg Trockenmasse 
nicht überschreiten. Während die Schwermetallgehalte in den 
MüU-Klärschlamm-Komposten denen im Klärschlamm gleichen, 
liegen sie im Baggergut teilweise höher. 

Für die Aufbringung von Klärschlamm auf landwirtschaftlich, 
forstwirtschafthch oder gärtnerisch genutzte Böden sind in der 
Klärschlammverordnung für die Schwermetalle Blei, Cadmium, 
Chrom, Kupfer, Nickel, Quecksilber und Zink Grenzwerte für die 
Gehalte im Boden und im Klärschlamm festgelegt worden. 

Schadstoff anreicherung 

Angesichts der Akkumulationsmöglichkeiten, die bei längerdau- 
ernder Aufbringung von schadstoffbelasteten Substraten wie 
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Klärschlamm, Müll-Klärschlamm-Kompost und Baggergut auftre- 
ten können, wurden im Abfallbeseitigungsgesetz (§ 15) die not- 
wendigen Eingriffsmöglichkeiten geschaffen. Die bereits 
genannte Klärschlammverordnung basiert auf dieser Rechts- 
grundlage. 

Die Vorschriften der Klärschlammverordnung stellen sicher, daß 
in Böden mit Klärschlammaufbringung die festgelegten Schwer- 
metallgrenzwerte nicht überschritten werden. Die bisher be- 
kanntgewordenen Ergebnisse von Klärschlammanalysen lassen 
darauf schließen, daß die Schwermetallgehalte in diesem Substrat 
durch Maßnahmen bei den Einleitern gesenkt worden sind und 
damit die Anreicherung in den letzten Jahren abgeschwächt 
wurde. Die Bundesregierung wird ungeachtet dessen im Jahre 
1988 die in der Klärschlammverordnung festgelegten Grenzwerte 
aufgrund der dann vorliegenden Erfahrungen überprüfen. 

Alle Maßnahmen in diesem Zusammenhang sind darauf auszu- 
richten, den Schwermetalleintrag soweit zu reduzieren, daß kriti- 
sche Anreicherungen vermieden werden. Hierzu sind die Grenz- 
werte für Schadstoffe in allen relevanten Rechtsbereichen aufein- 
ander abzustimmen. Die erforderlichen Maßnahmen werden auch 
im Zusammenhang mit der Bodenschutzkonzeption der Bundes- 
regierung geprüft. 

Die Anwendung von Düngemitteln unterliegt der Vorschrift, daß 
nach § 2 Abs. 2 des Düngemittelgesetzes nur Typen von Dünge- 
mitteln zuzulassen sind, die bei sachgerechter Anwendung die 
Fruchtbarkeit des Bodens und die Gesundheit von Menschen und 
Haustieren nicht schädigen und den Naturhaushalt nicht gefähr- 
den. Bei der Zulassung werden daher auch die Begleitstoffe 
geprüft und ggf. durch Festlegung von Höchstgehalten begrenzt. 

Cadmiumgehalte von Phosphaten 

Zur Frage der Bedeutung des Cadmiums in Phosphatdüngern hat 
die Bundesregierung in einem Bericht an den Bundesrat vom 
15. Oktober 1982 (BR- Drucksache 440/82) Stellung genommen. 
Die effektive Cadmiumzufuhr durch phosphathaltige Mineraldün- 
ger ist relativ gering und dürfte 3 bis 5 g/ha und Jahr nur in 
seltenen Ausnahmen überschreiten. Eine Cadmiumanreicherung 
im Boden durch die Düngung konnte selbst in langjährigen Phos- 
phatdüngungsversuchen bisher nicht festgestellt werden. Den- 
noch läßt die Bundesregierung schon im Hinblick auf andere 
Belastungsquellen auch die Möglichkeiten einer Cadmiumredu- 
zierung in Phosphatdüngem nicht außer acht. Durch Vereinba- 
rungen mit den Herstellern werden järlich die Cadmiumgehalte 
der verwendeten Rohphosphate mitgeteilt. Die neuesten Zahlen 
lassen einen rückläufigen Trend der Cadmiumgehalte erkennen. 
Die Bundesregierung fördert Forschungs- und Entwicklungsvor- 
haben für Verfahren, mit denen der Cadmiumgehalt in Phosphat- 
düngern vermindert werden kann. Hinzu kommt, daß die Höhe 
der Phosphatdüngung seit einigen Jahren rückläufig ist. 

Die Bundesregierung hat die EG-Kommission veranlaßt, sich 
ebenfalls mit dem Cadmiumgehalt in Phosphatdüngern zu befas- 


Drucksache 1 0/948 


9 



Drucksache 10/948 


Deutscher Bundestag - 10. Wahlperiode 


sen, da für nationale Regelungen infolge der Rechtsharmonisie- 
rung kein Spielraum besteht. 


Ausmaß von Nitrateinträgen 

Flächendeckende Angaben über das Ausmaß der Nitratbelastung 
des Grundwassers liegen der Bundesregierung nicht vor. Die für 
die Grundwasser- und Trinkwasserüberwachung zuständigen 
Bundesländer führen z. Z. eine Gesamterhebung über die Nitrat- 
werte im Trinkwasser durch, die Rückschlüsse auf die Grundwas- 
serbelastung zulassen wird. 

Außerlandwirtschaftliche Ursachen für den Nitrateintrag ins 
Grundwasser können u. a. undichte Kanalisationen, Kleinkläran- 
lagen, Abwasserlandbehandlung und Altablagerungen sein. 

Auch mit dem Niederschlagswasser können Nitrate in Boden und 
Grundwasser eingetragen werden. Erhöhte und steigende Nitrat- 
gehalte im Grundwasser sind aber insbesondere in Gebieten 
festzustellen, in denen intensive landwirtschaftliche Nutzung und 
Untergrundverhältnisse, die die Nitratauswaschung begünstigen, 
Zusammentreffen. 

Die Nitratauswaschung in das Grundwasser von landwirtschaftli- 
chen Flächen schwankt je nach den Standortfaktoren (Klima, 
Bodenart, Durchlässigkeit, Grundwasserstand), der Art der 
Bodennutzung (Grünland, Ackerland, Art und Dauer des Pflan- 
zenbewuchses) sowie Art und Zeitpunkt der Düngergabe (mine- 
ralisch, organisch geteüte Düngergabe) und dem Witterungsver- 
lauf in weiten Grenzen und kann zwischen 5 kg/ha und Jahr und 
100 kg/ha und Jahr liegen. In Gebieten mit hoher Viehbestands- 
dichte (Intensivtierhaltung) kann bei übermäßiger Aufbringung 
von Gülle zum Zwecke der Beseitigung, insbesondere im Herbst 
und Winter, der Eintrag von Nitrat in das Grundwasser noch 
darüber liegen. 

Probleme treten bei der Trinkwasserversorgung aus dem Grund- 
wasser auf, wenn die Nitratkonzentrationen im Rohwasser höher 
sind als der nach Trinkwasserverordnung zulässige Höchstwert 
von 90mg/l, da technologisch ausgereifte Aufbereitungsverfahren 
für eine Nitrateliminierung oder -reduzierung noch nicht vorhan- 
den sind. 

Bisher konnte die Trinkwasserversorgung durch ausgleichende 
Maßnahmen der Wasserwirtschaft sichergestellt werden. Der in 
der EG-Trinkwasserrichtlinie festgelegte Grenzwert von 50mg/l 
Nitrat wird im Jahre 1985 einzuhalten sein. Deshalb muß mit aller 
Konsequenz vorbeugenden Maßnahmen Vorrang vor den oben- 
genannten Ausgleichsmaßnahmen eingeräumt werden. 


Düngungsbeschränkungen 

Starre Regelungen, die bei Anwendungsvorschriften für die Dün- 
gung nicht zu vermeiden wären, können den vielfältigen Faktoren 
wie Nährstoffvorrat im Boden, Mineralisation, Bedarf der Pflanzen 
oder Witterungsverlauf nicht gerecht werden. Auch wäre die 
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generelle Überwachung der Einhaltung allgemeingültiger Dün- 
gungsvorschriften selbst bei hohem Verwaltungsaufwand nicht 
möglich. 

Mineralische Stickstoffdünger können nach Menge und Zeit hin- 
sichtlich ihrer Wirkung gezielter eingesetzt werden als Wirt- 
schaftsdünger. Von den Wirtschaftsdüngern verursacht die Gülle 
die größten Probleme. Das güt vor allem in Gebieten mit starker 
Viehhaltung, z.B. wenn die Betriebsfläche zu gering oder der 
Lagerraum nicht ausreichend ist und deshalb zu hohe Einzelga- 
ben erfolgen oder ein falscher Ausbringungszeitpunkt gewählt 
wird. 

Die Beratungsdienste der Länder haben sich verstärkt dieser Pro- 
blematik angenommen. In Bund/Länder-Besprechungen werden 
laufend Informationen und Erfahrungen ausgetauscht. Der BML 
hat eine Nutzen-Kosten-Untersuchung zu der Frage „Beitrag der 
Landwirtschaft zur Verminderung der Nitratbelastung des Grund- 
wassers" eingeleitet. Schließlich bewirken auch gestiegene Dün- 
gerkosten zunehmend einen gezielten, sparsamen Einsatz von 
Handels- und Wirtschaftsdüngern auf der Grundlage von Boden- 
untersuchungen. 

Die Ausbringung von Wirtschaftsdünger, die insbesondere bei 
Intensivtierhaltung zu Problemen führt, darf nach dem Abfallbe- 
seitigungsgesetz das übliche Maß der landwirtschaftlichen Dün- 
gung nicht übersteigen. Der Bundesminister des Innern hat als- 
bald nach Verkündung des Gesetzes gemäß der in § 15 Abs. 2 
enthaltenen Ermächtigungen eine Überdüngungsverordnung 
vorbereitet. Die Länder haben allerdings die Auffassung vertre- 
ten, daß die unterschiedlichen Standortverhältnisse regionale 
Regelungen erfordern. Mit der 2. Novelle zum Abfallbeseitigungs- 
gesetz wurde daher die Ermächtigung auch auf die Länder über- 
tragen, so daß diese entsprechende Verordnungen unter Berück- 
sichtigung regionaler Gesichtspunkte erlassen können. Die 
zuständige Behörde kann schon jetzt im Einzelfall nach § 15 Abs. 5 
des Abfallbeseitigungsgesetzes einer Überdüngung entgegen- 
wirken. 

In Wasserschutzgebieten können gemäß § 19 Abs. 2 Nr. 1 des 
Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) Düngungsbeschränkungen 
bzw. -verböte ausgesprochen werden. Außerhalb von Wasser- 
schutzgebieten können entsprechende Maßnahmen angeordnet 
werden, wenn der Einsatz von Dünger geeignet ist, dauernd oder 
in einem nicht nur unerheblichen Ausmaß schädliche Verände- 
rungen der physikalischen, chemischen oder biologischen 
Beschaffenheit des Wassers herbeizuführen. (Vgl. § 3 Abs. 2 Nr. 2 
WHG i.V.m. §§ 2, 6 und 7 WHG.) 


Grundwasserverunreinigungen 

Wie unter „Ausmaß von Nitrateinträgen" bereits dargestellt, ist 
das Ausmaß der Nitratbelastung im Grundwasser im einzelnen 
nicht bekannt, doch sind bestimmte Gebiete schwerpunktmäßig 
betroffen. 
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Das gleiche gilt für andere Schadstoffe, deren Eintrag ins Grund- 
wasser in der Regel lokal begrenzt erfolgt (Leckagen, Unfälle). 

Wo die Landwirtschaft als Verursacher der Nitratbelastung in 
Frage kommt, müssen die Maßnahmen zur Reduzierung der 
Nitratbelastung auch dort ansetzen. Es kommt entscheidend dar- 
auf an, den einzelnen Landwirt über standortgerechten Anbau 
und optimale Düngungsmethoden unter Berücksichtigung der 
wasserwirtschaftlichen Verhältnisse umfassend zu beraten und 
fortzubüden. 

Darüber hinaus muß die großräumige Überwachung der Grund- 
wasserqualität intensiviert werden, um rechtzeitig Grundwasser- 
verunreinigungen erkennen und deren Quellen gezielt beseitigen 
zu können. Die Bundesregierung wird die Länder, die hierfür 
zuständig sind, dabei unterstützen. 

Das von Bundesfernstraßen abfließende Oberflächenwasser wird, 
wenn möglich, ungesammelt in unbefestigten Seitenstreifen, 
Böschungen und Seitenmulden mit bewachsenen Bodenzonen 
flächenhaft versickert, um das Wasser gefiltert dem Grundwasser 
zuzuleiten. Ist eine flächenhafte Versickerung nicht möglich, wird 
angestrebt, das Wasser in Versickerbecken dem Grundwasser 
zuzuführen oder zur Vermeidung von Hochwassergefahren über 
Rückhaltebecken dem Vorfluter zuzuleiten. Bei stark belastetem 
Oberflächenwasser werden Reinigungsanlagen vorgeschaltet, die 
bewirken, daß das abfließende Wasser ohne Einschränkungen in 
ein Gewässer geleitet werden kann. 

Soweit die Berührung von Wassergewinnungsgebieten durch 
Bundesfernstraßen nicht zu vermeiden ist, wird der Schutz 
des Grundwassers entsprechend den „Richtlinien für bautechni- 
sche Maßnahmen an Straßen in Wassergewinnungsgebieten" 
(RiStWag) vorgenommen. Die RiStWag sind mit den zuständigen 
Gremien der Wasserwirtschaftsverwaltungen abgestimmt. 

Gesundheitliche Bewertung der Nitratbelastung 

Die Gesundheitsgefahren durch Nitrat sind für den erwachsenen 
Menschen verhältnismäßig gering, sofern die regelmäßige Nitrat- 
aufnahme mit der Nahrung nicht mehr als 250mg/Tag beträgt. 
Die gesundheitlichen Bedenken richten sich in erster Linie gegen 
die unter Umständen mögliche Umwandlung des Nitrats in Nitrit 
bzw. in Nitrosamine. Um mögliche Gesundheitsrisiken insbeson- 
dere auch für Kinder auszuschalten, sollte deshalb der Nitratge- 
halt in Nahrungsmitteln einschließlich Trinkwasser möglichst 
niedrig sein. In der Regel geben die in der Bundesrepublik 
Deutschland im Trinkwasser festgestellten Nitratgehalte keinen 
Anlaß zu gesundheitlichen Bedenken. 

Anwendung und Abbau von Pflanzenbehandlungsmitteln 

In der Bundesrepublik Deutschland wurden im Erfassungszeit- 
raum 1982/83 weniger als 30 000 t Pflanzenbehandlungsmittel- 
Wirkstoffe abgesetzt. Die Anwendung erfolgt heute vorwiegend 
im Ackerbau, im Gartenbau (z.B. Obst, Gemüse, Zierpflanzen) 
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sowie in Sonderkulturen (z.B. Reben und Hopfen). Im Forst, auf 
Grünland sowie im Vorratsschutz werden Pflanzenbehandlungs- 
mittel nur in relativ geringem Umfang angewandt. 

Die Anwendungsmenge hängt von mehreren Faktoren ab, z.B. 
von der angebauten Kulturpflanzenart, dem Standort, der Intensi- 
tät der Bewirtschaftung, dem Auftreten von Schadorganismen, 
dem Grad der Verunkrautung und nicht zuletzt auch von der 
Witterung. 

Bei den Herbiziden, die den Ersatz von Handarbeit bei der 
Unkrautbekämpfung ermöglicht haben, kommt der Wandel der 
Produktionsbedingungen besonders deutlich zum Ausdruck. Sie 
werden inzwischen auf rund 90 v. H. der Mais- und Rübenkulturen 
angewandt. Andererseits beruht der in den vergangenen Jahren 
beobachtete Absatzrückgang bei den Pflanzenbehandlungsmit- 
teln (1979: 33650t; 1980: 32 930t; 1981: 31759t; 1982: 29363t) 
fast ausschließlich auf der rückläufigen Entwicklung bei den 
Herbiziden. 

Der Abbau von Pflanzenbehandlungsmitteln auf und in Pflanzen 
und Böden unterliegt einer Vielzahl natürlicher Einflußgrößen, so 
daß eine biologische Halbwertszeit nur im Einzelfall näherungs- 
weise bestimmt werden kann. Jedoch werden Pflanzenbehand- 
lungsmittel, die im Boden nicht oder nur sehr langsam abgebaut 
werden, heute grundsätzlich nicht mehr zugelassen. 

Maßnahmen gegen Gefährdungen 

Die Bundesregierung hat seit langem eine Vielzahl von Maßnah- 
men ergriffen, mit denen bewirkt werden soll, daß die Anwen- 
dung von Pflanzenbehandlungsmitteln in der Praxis soweit wie 
möglich reduziert wird. Die pflanzenschutzrechtlichen Regelun- 
gen werden in der Bundesrepublik Deutschland laufend an neue 
wissenschaftliche Erkenntnisse angepaßt und im internationalen 
Vergleich besonders streng gehandhabt, z.B. bei den Anwen- 
dungsverboten und -beschränkungen für Pflanzenbehandlungs- 
mittel. In der entsprechenden Verordnung sind mittlerweile 
67 Stoffe geregelt; für 25 Stoffe, darunter Schwermetallverbin- 
dungen sowie chlorierte Kohlenwasserstoffe, gelten vollständige 
Anwendungsverbote. 

In den Regierungsentwurf (BR-Drucksache 355/83) eines Geset- 
zes zum Schutz der Kulturpflanzen (Pflanzenschutzgesetz) sind 
mit dem Ziel eines verstärkten Schutzes insbesondere des Natur- 
haushalts bei Maßnahmen des Pflanzenschutzes folgende Rege- 
lungen auf genommen worden: 

— für die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln (Begriff soll 
zukünftig auch die Wachstumsregler einschüeßen) wird eine 
Verhaltensnorm eingeführt: die Mittel dürfen nur nach guter 
fachlicher Praxis und nur so angewandt werden, daß keine 
Schäden zu befürchten sind; für landwirtschaftliche und 
gewerbliche Anwender sowie für Verkäufer von Pflanzen- 
schutzmitteln werden persönliche Anforderungen sowie ein 
Sachkundennachweis eingeführt, 
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— Pflanzenschutzmittel dürfen auf Freüandflächen grundsätzlich 
nur angewandt werden, wenn diese landwirtschaftlich, forst- 
wirtschaftlich oder gärtnerisch genutzt werden. In oder an 
Gewässern ist ihre Anwendung grundsätzlich nicht erlaubt, 

— bei der Kennzeichnung von Pflanzenschutzmitteln sind auch 
Anwendungsverbote und -beschränkungen anzugeben, 

— neue Pflanzenschutzgeräte dürfen nur in den Verkehr gebracht 
werden, wenn sie bestimmten Anforderungen zum Schutz von 
Mensch, Tier und Naturhaushalt entsprechen; die Länder wer- 
den ermächtigt, im Gebrauch befindliche Pflanzenschutzgeräte 
prüfen zu lassen und 

— bei der Zulassung von Pflanzenschutzmitteln wird der Schutz 
des Naturhaushalts stärker als bisher berücksichtigt werden. 

Im Bereich der Bundeswasserstraßen dürfen Herbizide generell 
nicht mehr angewandt werden. Die Straßenbauverwaltungen ver- 
wenden auf freiwilliger Basis erheblich geringere Mengen von 
Herbiziden als früher. Die obersten Straßenbaubehörden der Län- 
der wurden gebeten, bestimmte Mittel nicht mehr zu beschaffen 
und ihre Verwendung im Bereich von Bundesfernstraßen auszu- 
setzen. 

Im Bereich der Deutschen Bundesbahn werden Pflanzenbehand- 
lungsmittel außerhalb des unmittelbaren Gleisbereichs (Bahn- 
steige, Rangierwege und dgl.) sehr eingeschränkt und nur, wenn 
aus Sicherheitsgründen unbedingt notwendig, angewandt. 

Die Verkehrsminister der Länder wurden um Prüfung gebeten, ob 
im Bereich der Flugplätze ähnlich wie bei Bundesfernstraßen 
verfahren werden kann. 

Im Rahmen der Ressortforschung wird ständig eine Reihe von 
Forschungs-, Modell- und Entwicklungsvorhaben zur Klärung 
ökonomischer und ökologischer Fragen im Zusammenhang mit 
dem Schutz von Kulturpflanzen gefördert. Bei diesen Maßnah- 
men, mit denen insbesondere auch der integrierte Pflanzenschutz 
in der Praxis stärker gefördert werden soll, hegt das Hauptgewicht 
in der Ausnutzung vorbeugender ackerbaulicher Verfahren, der 
Prognose des Auftretens von Schadorganismen zur Anwendung 
des Schadensschwellenprinzips sowie ihrer biologischen und bio- 
technischen Bekämpfung. Hierbei wird auch der internationalen 
Zusammenarbeit große Bedeutung beigemessen. 


4. Wie hat sich die Einbringung und Akkumulation von Schadstoffen 
in Böden im Laufe der letzten 30 Jahre entwickelt, und welche Höhe 
hat sie jetzt erreicht? 

— Kann die Bundesregierung das Ausmaß der Belastung des 
Bodens mit Schadstoffen wie z. B. Schwermetalle, halogenierte 
Kohlenwasserstoffe, PCB’s, bestimmte Pestizide beziffern, die 
sich nur sehr langsam oder überhaupt nicht im Boden abbauen, 
und ist geplant, für solche Stoffe Grenzwerte festzulegen, unter- 
halb derer eine negative Beeinflussung von Ökosphäre und 
menschlicher Gesundheit auszuschließen ist? 
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Umfassende Daten über die Höhe des Eintrags, der Anreicherung 
und über die Entwicklung in den vergangenen Zeiträumen liegen 
nicht vor. Für einzelne Schadstoffe liegen Berechnungen bzw. 
Schätzungen vor, die jedoch nicht bis zu 30 Jahren zurück eine 
gesicherte Aussage erlauben. 

Um das Ausmaß der Belastung des Bodens mit einzelnen Schad- 
stoffen bzw. Schadstoffgruppen beziffern zu können, ist die Bun- 
desregierung in Zusammenarbeit mit den Ländern bemüht, diese 
Belastungen nach einheitlichen Kriterien zu ermitteln und zu 
bewerten. Sofern bei Stoffen gesundheitlich oder ökologisch 
schädliche Wirkungen zu erwarten sind, werden Gegenmaßnah- 
men ergriffen, wie dies mit der Klärschlammverordnung bereits 
geschehen ist. Es ist beabsichtigt, zu wissenschaftlich abgesicher- 
ten Grundlagen und darauf basierenden Regelungen zu gelan- 
gen, die langfristig kritische Entwicklungen ausschüeßen. 

Inwieweit sich Grenzwertfestsetzungen für den Boden als möglich 
und richtig erweisen oder ob neben den bereits bestehenden 
Rechtsvorschriften zur Vermeidung von Bodenbelastungen durch 
Stoffe weitere Maßnahmen eingeleitet werden müssen, wird von 
der Bundesregierung im Rahmen der Bodenschutzkonzeption 
geprüft werden. 

Die Belastung des Bodens durch Einwirkung und Akkumulation 
von radioaktiven Stoffen ist aus den seit dem Jahre 1956 erschei- 
nenden Berichten der Bundesregierung über Umweltradioaktivi- 
tät und Strahlenbelastung ersichtlich. Die nachgewiesenen lang- 
lebigen radioaktiven Stoffe stammen überwiegend aus dem Fall- 
out der Kernwaffenversuche der frühen sechziger Jahre; der Akti- 
vitätsgehalt des Bodens ist seither infolge der starken Abnahme 
der oberirdischen Kernwaffenversuche rückläufig. 


5. Welche besonders auch langfristigen Gefahren für Boden und 
Grundwasser gehen von den in der Bundesrepublik Deutschland 
bestehenden Deponien und Kippen für Müll, Schutt, Giftstoffe und 
Sondermüll nach den Erkenntnissen der Bundesregierung aus? 

— Wie viele Altdeponien und Kippen sind in der Bundesrepublik 
Deutschland vorhanden, wo liegen sie, welche Stoffe wurden in 
diesen Deponien abgelagert, und welche Maßnahmen gegen die 
von einer Freisetzung von Schadstoffen aus solchen Ablagerun- 
gen ausgehenden Gefahren werden durchgeführt bzw. sind 
geplant? 


Die in der Bundesrepublik Deutschland bestehenden und nach 
den Vorschriften des Abfallbeseitigungsgesetzes überwachten 
Deponien werden nach dem Stand der Technik betrieben. Beein- 
trächtigungen des Bodens und des Grundwassers werden hier- 
durch weitgehend vermieden. 

Für die Sanierung von Altdeponien sind die Länder zuständig. 
Bund und Länder haben in den letzten Jahren gemeinsame 
Anstrengungen unternommen, diese Probleme zu lösen. 
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Diese Anstrengungen konzentrierten sich auf die Erfassung von 
ehemaligen Abfallablagerungen, auf die Bewertung der davon 
ausgehenden Umweltrisiken sowie auf die Entwicklung und 
Durchführung geeigneter technischer Verfahren zur Sanierung 
von unsachgemäßen und umweltgefährdenden Altablagerungen. 

Die so gewonnenen Erfahrungen zeigen, daß sich die Umweltpro- 
bleme aus Altablagerungen, insbesondere auch die Gefahren für 
Boden und Grundwasser, nicht verallgemeinern lassen. Jeder 
Einzelfall erfordert hinsichtlich des Umweltrisikos und möglicher 
Sanierungsmaßnahmen eine gesonderte Bewertung. Erkennt- 
nisse der Länder unterstreichen, daß die Mehrzahl der bekannt- 
gewordenen Altablagerungen relativ unproblematisch ist. 

Nach Schätzung der Länder wurden Anfang der siebziger Jahre 
vor Inkrafttreten des Abfallbeseitigungsgesetzes in der Bundesre- 
publik Deutschland rd. 50 000 Abfallablagerungsplätze betrieben, 
die meisten davon als sogenannte wilde Deponien bzw. Müllkip- 
pen. Eine zahlenmäßige Zuordnung dieser Ablagerungen zu 
bestimmten Abfallarten (Sondermüll, Hausmüll, Bauschutt) ist 
nicht bekannt. Grund hierfür ist nicht zuletzt, daß in der Vergan- 
genheit in vielen Fällen eine gemeinsame Ablagerung dieser 
Abfallarten erfolgte. 

Ermittlungen der Länder in den letzten Jahren kommen zu dem 
Ergebnis von ca. 30 000 bekannten Altdeponien in der Bundesre- 
publik Deutschland. Kleinere Müllkippen sind dabei nicht einbe- 
zogen. Etwa 1 000 bis 2 000 davon sind im weiteren Sinne als 
problematisch anzusehen. Die Ablagerungen sind z. Z. in den 
Ländern kartenmäßig erfaßt. Ein Teil davon wurde mit den für 
notwendig gehaltenen Sanierungsmaßnahmen in einer Informa- 
tionsschrift „Gefährdungsabschätzung und Sanierungsmöglich- 
keiten bei Altablagerungen " 1982 von der Länderarbeitsgemein- 
schaft Abfall veröffentlicht. 

Bei den auf solchen Altdeponien gelagerten Abfällen handelt es 
sich u. a. um Phenole, Pflanzenbehandlungsmittelrückstände, 
Säureharze, Härtereisalze, Lösemittel, Galvanikschlämme, Abfall- 
säuren und Destillationsrückstände. 

Bund und Länder haben als Teil der o. g. Informationsschrift einen 
det ailli erten Katalog erarbeitet, der Entscheidungshilfen bzw. 
Hinweise für die Bewertung und Sanierung von Altdeponien 
enthält. Zu den möglichen und je nach Einzelfall der Ablagerung 
in der Praxis durchgeführten Maßnahmen gehören u. a.: 

— Überwachung und Analyse des Sickerwassers aus der Deponie, 

— Kontrollen und Analysen des Grundwassers im Bereich der 
Deponie sowie Untersuchungen zur Gasentwicklung und 
Standfestigkeit, 

— Ableitung und Behandlung von Sickerwässern, 

— Einkapselung der Ablagerungen bzw. seitliche Abdichtung 
(Einbeziehung von Dichtungswänden) und 
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— in besonderen Ausnahmefällen Ausräumung bzw. Auskoffe- 
rung der Ablagerung und anschließende Beseitigung in einer 
zugelassenen Abfallbeseitigungsanlage. 

Die Bundesregierung unterstützt im Rahmen ihrer Zuständigkeit 
Bemühungen zur Lösung des Altlastenproblems durch die kon- 
zentrierte Förderung von Forschungs- und Modellvorhaben. Diese 
Förderung dient insbesondere der Entwicklung neuer kostengün- 
stiger Sanierungsmethoden. Beispielhaft sind in diesem Zusam- 
menhang zu nennen: 

— neue Techniken zur Erkennung und Bewertung von Altdepo- 
nien (Detektionstechniken), 

— neue Verfahren und Methoden zum vorsorglichen und nach- 
träglichen Grundwasserschutz (z. B. in situ-Injektionstechnik) 
und 

— Verfahren zur Sammlung und Aufbereitung von Sickergewäs- 
sern aus Altdeponien sowie Verfahren und Methoden zur Ent- 
giftung, Aufbereitung und Endbeseitigung von Sonderabfällen. 

Die Bundesregierung ist bereit, im Zuge der Erarbeitung der 
Bodenschutzkonzeption gemeinsam mit den Ländern Sanierungs- 
konzepte nach bundeseinheitlichen Kriterien zu erarbeiten. Der 
Vollzug entsprechender Maßnahmen obüegt den Ländern. 


6. In der modernen Landwirtschaft hat sich aus dem Zwang zur Ratio- 
nalisierung unter Betonung der Ökonomie zuungunsten der Ökolo- 
gie die Bodenerosion zu einem ernst zu nehmenden Problem ent- 
wickelt, das besonders in Gebieten mit intensiver Bodennutzung 
(z.B. Maisanbau) nach Gegenmaßnahmen verlangt. 

— Welche Maßnahmen plant die Bundesregierung zur Verhinde- 
rung bzw. Reduzierung der Bodenerosion sowohl allgemein als 
auch speziell im landwirtschaftlichen Bereich? 


Erosion ist ein natürlicher Vorgang, der in geologischen Zeiträu- 
men zu dem heutigen Landschaftsbild geführt hat und die Voraus- 
setzung für die Entstehung fruchtbarer Landschaften war. Die 
Bodenerosion gefährdet jedoch die Funktion des Bodens als Pflan- 
zenstandort, wenn der Bodenabtrag die Bodenneubildung über- 
steigt. Das Ausmaß der Bodenerosion hängt ab von 

— der Abtragswirkung der Niederschläge, 

— den Einwirkungsmöglichkeiten des Windes, 

— den Bodeneigenschaften, 

— der Hanglänge und -neigung und 

— der Bodenbedeckung. 

Durch landwirtschaftliche Maßnahmen kann die Erosion beein- 
flußt werden. Die Ausdehnung des Anbaus von Pflanzenarten mit 
spätem Bestandsschluß und der damit verbundenen Bodenbedek- 
kung wie Mais, Rüben, bestimmten Gemüsearten und der Rück- 
gang des Klee-, Luzerne- und Kleegrasanbaues, die Zusammenle- 
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gung von Flächen und Bewirtschaftung in größeren Flächenein- 
heiten haben in einigen Räumen erheblich zur Erhöhung der 
Erosionsgefahr beigetragen. In Weinbaugebieten mit ausgepräg- 
ten Hanglagen sind in jüngster Zeit starke Erosionsschäden durch 
Wasser aufgetreten. 

Andererseits gehen aber von der erfolgten Ausdehnung des 
Anbaus von Wintergetreide und Winterraps, von dem Rückgang 
des Sommergetreides sowie von dem regional verstärkten Zwi- 
schenfruchtanbau auch erosionshemmende Wirkungen aus. 
Außerdem bestehen z. B. bei der Flurbereinigung gewisse Mög- 
lichkeiten der Erosionsgefahr durch die Festlegung der Pflugrich- 
tung quer zur Hangneigung, durch den Bau von Anlagen zur 
rechtzeitigen Sammlung und Ableitung des Niederschlagswas- 
sers sowie durch die sachgerechte Anlage von Anpflanzungen 
und Windschutzhecken zu begegnen. 

Über das aktuelle Ausmaß der Bodenerosion und der Beeinträch- 
tigung der Bodenstruktur liegen der Bundesregierung keine 
exakten Daten vor. Es ist davon auszugehen, daß die für die 
Erfassung der gefährdeten Flächen und für die Einleitung ero- 
sionsmindernder Maßnahmen zuständigen Länder detaillierte 
Daten hierüber ermitteln und die erforderlichen Maßnahmen er- 
greifen. 

Die Bundesregierung fördert die Erforschung und Entwicklung 
sogenannter konservierender Bodenbearbeitungsverfahren und 
unterstützt die Beratungsarbeit der Länder. 


7. Welches Ausmaß hat der Landschaftsverb rauch in der Bundesrepu- 
blik Deutschland, wie groß ist die Gesamtfläche, die überbaut oder 
versiegelt ist und die dem Abbau von Bodenschätzen im Tagebau 
dient? 

— Wie verhalten sich die Anteile der verschiedenen Nutzungsarten 
hierbei, und wie ist deren flächenmäßige Entwicklung (Industrie, 
Gewerbe, Verkehr, untergliedert nach Bahn, Flugzeug und 
Kraftfahrzeug, Wohnungsbau, Militärflächen, Bergbau, Sport- 
und Freizeitflächen, Überspannung mit Hochspannungslei- 
tungen)? 

— Was beabsichtigt die Bundesregierung gegen diese Entwicklung 
und für den Flächenschutz zu unternehmen? 


Die Bundesregierung hat im Raumordnungsbericht 1982 und 
danach in der Antwort auf die Kleine Anfrage der CDU/CSU und 
FDP-Fraktion (BT-Drucksache 10/240) über das Ausmaß des 
Landverbrauches und über die von ihr beabsichtigten Maßnah- 
men zur Verminderung der Dynamik der Siedlungsflächenaus- 
dehnung berichtet. 

Eine über die Darstellung in o.g. Anfrage hinausgehende Auftei- 
lung der Gesamtfläche des Bundesgebietes nach Nutzungsarten 
ist auf Grundlage der im Frühjahr 1981 durchgeführten amtlichen 
Flächenerhebung wie folgt möglich: 

Gesamtfläche 24 869000 ha (100v.H.) f davon: Gebäude- und 
Freifläche 1360000 ha (5,5v.H.); Betriebsfläche 142000 ha 
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(0,6v.H.); Erholungsfläche 128 000 ha (0,5 v.H.); Verkehrsfläche 
1169000 ha (4,7 v.H.), darunter Straßen, Wege und Plätze 
1 061 000 ha (4,3 v. H.) ; Landwirtschaftsfläche 13 954 000 ha 
(56,1 v.H.) , darunter Moor 117 000 ha (0,5 v.H.) und Heide 75 000 
ha (0,3v.H.); Waldfläche 7 328000 ha (29,5 v.H.); Wasserfläche 
430 000 ha (1,7 v.H.); Flächen anderer Nutzung 358000 ha 
(l,4v.H.), darunter Flächen, die nicht geordnet genutzt werden 
(wie Felsen, Steinziegel, größere Böschungen, Dünen, stillgeleg- 
tes Abbauland; zusammengefaßt unter dem statistischen Begriff 

— Unland) 157 000 ha (0,6 v. H.). 

Detailliertere Angaben sind der Bundesregierung für nachfol- 
gende Nutzungsarten bekannt: 

— Bundesfernstraßen: 

Bis 1981 betrug der Flächenverbrauch für Bundesautobahnen 
und Bundesstraßen 74 300 ha (0,30 v.H. der Fläche des Bundes- 
gebietes); der Anteil der befestigten Flächen betrug 46800 ha 
(0,19 v.H. der Fläche des Bundesgebietes). Auf dem Bundes- 
fernstraßennetz, das nur etwa 8,3 v.H. der Länge aller öffentli- 
chen Straßen ausmacht, konzentriert sich jedoch etwa die 
Hälfte des gesamten Straßenverkehrs. Die Fläche aller öffentli- 
chen Straßen betrug 1981 291000 ha, die befestigte Fläche 
betrug insgesamt 1,17 v.H. der Fläche des Bundesgebietes. 

— Abbauflächen: (in der Betriebsfläche mit enthalten) 

Die Flächen, die durch den Abbau von Bodenschätzen genutzt 
werden, betrugen nach statistischen Erhebungen 1981 (ohne 
Baden-Württemberg) 63500 ha. 

— Militärflächen: 

Eine Fläche von 402 800 ha ist militärisch genutztes Gebiet. Die 
Bundeswehr nimmt davon rund 253 000 ha in Anspruch; hier- 
von mußten etwa ein Drittel durch die Bundeswehr beschafft 
werden, während das übrige Gelände bereits früher militärisch 
genutzt wurde. Die Stationierungsstreitkräfte beanspruchen 
149 800 ha. 

— Überspannung mit Hochspannungsleitungen: 

Die Trassenlänge für Hochspannungsleitungen (ab 110 kV) 
beträgt gemäß einer Statistik der VDEW knapp 40 000 km. 
Unter Berücksichtigung eines beiderseitigen Schutzstreifens 
läßt sich die nutzungsbeschränkte Fläche mit 222 500 ha an- 
geben. 

Um die Entwicklung beim Landverbrauch genauer verfolgen zu 
können, ist die Bundesregierung bemüht, die bestehende Flä- 
chenstatistik laufend zu verbessern und zu ergänzen. So wird ab 
1985 auch die bauplanungsrechtlich zulässige Nutzung bundes- 
weit erfaßt. 

Im Rahmen der Bodenschutzkonzeption wird sich die Bundesre- 
gierung ausführlich mit den Flächennutzungskonflikten ausein- 
andersetzen. 
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8. Kann die Bundesregierung das Ausmaß der Landschaftsschäden, 
ökologischen und wirtschaftlichen Schäden beziffern, die durch den 
Abbau und die Entnahme von natürlichen Ressourcen z.B. durch 
Tagebauten (Braunkohle, Stein, Sand, Kies usw.), Bergbau (Stein- 
kohle, Erze, Gips, Salz usw.), Wasserentnahme (und Wasser- und 
Grundwasserabsenkungen z.B. durch Großtagebauten) entstehen? 

— Welche Folgeschäden für die Bodenfruchtbarkeit und den Was- 
serhaushalt gehen von Bergbau und Tagebauten aus, und wel- 
che flankierenden Maßnahmen beabsichtigt die Bundesregie- 
rung gegen diese Schäden? 


Das Ausmaß der ökologischen und wirtschaftlichen Belastungen, 
die durch die Gewinnung von Bodenschätzen entstehen, lassen 
sich wertmäßig nicht beziffern, sondern allenfalls beschreiben. 
Dabei ist zu bedenken, daß diesen Maßnahmen insbesondere 
auch regional-, wirtschafts- und energiepolitische Überlegungen 
zugrunde hegen, wobei die wirtschaftlichen Vor- und Nachteile 
und diese außerdem mit den ökologischen Erfordernissen gegen- 
einander abgewogen werden müssen. Bei der Bewertung der 
Auswirkungen des Abbaus von Bodenschätzen ist zwischen der 
Abbauphase und der dem Abbau unmittelbar folgenden Rekulti- 
vierungsphase zu unterscheiden. 

Abbauphase 

Die Abbauphase ist zwangsläufig mit Veränderungen des 
ursprünglichen Zustandes der betroffenen Areale verbunden. Das 
Ausmaß der Veränderungen ist nach der Natur der Sache bei der 
Rohstoffgewinnung im Tagebau (Braunkohle, Steine und Erden, 
Torf usw.) in aller Regel größer als im untertägigen Bergbau 
(Steinkohle, Erze, Gips, Salz usw.). 

Zu den zwingend notwendigen Vorbereitungsmaßnahmen für 
den Tagebau gehört neben dem Abräumen der Deckschichten 
über der Rohstofflagerstätte und der dadurch bedingten Beein- 
trächtigung des ursprünglichen Landschaftsbildes bei Lagerstät- 
ten im Grundwasserbereich auch die Absenkung des Grundwas- 
serspiegels. Die wasserführenden Schichten müssen bis unter die 
jeweils tiefste Tagebausohle entwässert werden, um standfeste 
Böschungen und tragfähige Arbeitsebenen herstellen zu können. 
Dabei ist unvermeidbar, daß durch Absenkung der Grundwasser- 
spiegel auch außerhalb der Abbaugebiete fällt, und dadurch Was- 
serversorgungsanlagen trocken fallen können. In diesen Fällen 
hat der Betreiber des Tagebaus durch entsprechende Ausgleichs- 
maßnahmen Ersatzwasser zu beschaffen. Auch bei Kulturpflanzen 
können Ertragsminderungen auf treten. Das gilt jedoch nicht für 
Lößböden, weil dort die Pflanzen ihren Wasserbedarf aus dem 
Niederschlagswasser decken können. In ursprüngüchen Feucht- 
gebieten können Grundwasserabsenkungen u.a. dazu führen, 
daß Schrumpfungsrisse in Böden entstehen, die Grasnarbe 
beschädigt wird, verstärkt Nitrat freigesetzt wird und eine Verän- 
derung der Pflanzengesellschaften stattfindet. Schäden an Bau- 
werken durch Bodensenkungen im Zusammenhang mit Grund- 
wasserabsenkungen kommen nur sehr begrenzt vor. 

Maßnahmen zur Grundwasserabsenkung sind dagegen im Unter- 
tagebergbau entbehrlich. Das Einfließen von Wasser aus wasser- 
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führenden Deckschichten über die Lagerstätte (Steinkohle, Salz) 
muß durch betriebstechnische Vorkehrungen verhindert werden. 

Als Folgewirkungen des Untertagebergbaus stellen sich aller- 
dings häufig Bodensenkungen mehr oder minder großen Ausma- 
ßes ein, die in Einzelfällen Schäden an Bauwerken und gelegentli- 
che Grubengasaustritte bewirken können. Wo Bodensenkungen 
auftreten, führen sie zu einem relativen Anstieg des Grundwas- 
serspiegels, so daß in manchen Fällen umfangreiche Abpump- 
maßnahmen erforderlich sind, um Landschaftsüberflutungen zu 
vermeiden. 

Diese und andere potentiellen Gefahren, Bodenbelastungen und 
Umweltauswirkungen des Abbaus von Bodenschätzen sind durch 
geeignete Vorsorge- und Anpassungsmaßnahmen in engen Gren- 
zen zu halten. Die nach Landesrecht zuständigen Genehmigungs- 
und Überwachungsbehörden verfügen über ein breitgefächertes 
Instrumentarium von Eingriffsmöglichkeiten. Durch entspre- 
chende Bedingungen und Auflagen soll sichergestellt werden, 
daß die Belastungs- und Risikofaktoren soweit wie möglich mini- 
miert werden. 

Zustand nach der Wiedernutzbarmachung 

Im Unterschied zu anderen Arten der Bodennutzung handelt es 
sich beim Abbau von Bodenschätzen nur um eine vorüberge- 
hende Änderung der Bodennutzung. Das Bundesberggesetz 
schreibt zwingend die ordnungsgemäße Wiedernutzbarmachung 
der durch den Abbau in Anspruch genommenen Flächen vor. 
Unvermeidbare Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft, 
die durch die Aufsuchung und Gewinnung von Bodenschätzen 
und durch Aufschüttung entstehen, sind nach dem Bundesnatur- 
schutzgesetz (§2 Abs. 1 Nr. 5) durch Rekultivierung oder natur- 
nahe Gestaltung (Renaturierung, Ersatzbiotope) auszugleichen. 
Durch Wiederherstellungsmaßnahmen dieser Art werden wieder 
wirtschaftlich nutzbare Flächen und ruhige Landschaftszonen mit 
unterschiedlichen Pflanzengesellschaften geschaffen, wenn sich 
auch morphologische Veränderungen der Landschaft nicht immer 
„heilen“ lassen. Die Erfahrungen der letzten Jahrzehnte zeigen 
indessen, daß die Natur in der Lage ist, die neu geschaffene und 
zunächst noch künstliche Landschaft in relativ kurzer Zeit zu 
beleben. Sachgemäß rekultiviertes Gebiet steht in der Boden- 
fruchtbarkeit dem vorherigen Zustand nicht nach. 

Zu einer quantitativen Bewertung der nach Abbau und Wieder- 
nutzbarmachung etwa verbleibenden Schäden oder Restrisiken 
ist die Bundesregierung nicht in der Lage, da ihr insoweit kein 
Zahlenmaterial vorhegt. 

Im rheinischen Braunkohlerevier sind z.B. bisher 206 km 2 für 
bergbauliche Maßnahmen beansprucht worden. Davon wurden 
136 km 2 bereits rekultiviert, etwa je zur Hälfte für die landwirt- 
schaftliche und die forstwirtschaftliche Nutzung. Die für Tage- 
baue benötigte Betriebsfläche wird sich in den nächsten Jahr- 
zehnten nicht nennenswert vergrößern, weil zwischen der Inan- 
spruchnahme neuer Flächen und den wiedernutzbar gemachten 
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ehemaligen Abbaugebieten inzwischen ein Gleichgewicht 
erreicht worden ist. 

Die Bundesregierung wird im Rahmen der Erarbeitung der 
Bodenschutzkonzeption prüfen, ob auf dem Gebiet des Abbaus 
von Bodenschätzen und der Rekultivierung weitere gesetzgeberi- 
sche oder raumplanerische Maßnahmen notwendig sind. 


9. Kann die Bundesregierung Auskunft geben über Art und Umfang 
von Nutzungseinschränkungen bzw. Nutzungsausschlüssen auf 
belasteten landwirtschaftlichen Nutzflächen? 

— Was beabsichtigt die Bundesregierung in diesem Zusammen- 
hang zu tun, um eine Ausweitung der kontaminierten Flächen zu 
verhindern bzw. bereits kontaminierte Flächen zu sanieren? 

— Unterstützt die Bundesregierung Konzepte, die statt einer Sanie- 
rung belasteter Flächen dort die Produktion von Biomasse für 
industrielle Verarbeitung vorsehen? 

— Wie sollen die betroffenen Bauern für die Schadstoffbelastung 
ihrer Böden entschädigt werden? 


Der Bundesregierung steht eine vollständige Übersicht über den 
Umfang der Nutzungsbeschränkungen nicht zur Verfügung, da 
z.B. Grundstückseigentümer nach geltender Rechtslage nicht 
gehindert sind, im Wege privater, nicht kontrollierter Vereinba- 
rungen Bodenbeeinträchtigungen und damit verbundene Nut- 
zungsbeschränkungen gegen Zahlung einer Entschädigung hin- 
zunehmen. 

Nach den der Bundesregierung vorliegenden Informationen sind 
Nutzungsbeschränkungen in einigen Fällen, insbesondere infolge 
von Immissionsbelastungen in unmittelbarer Nähe stark emittie- 
render Anlagen und infolge der Aufbringung von Baggergut, 
sowohl in Form freiwilliger Vereinbarungen zwischen Verursa- 
chern und Flächennutzern als auch durch behördliche Anordnun- 
gen, erfolgt. 

Zu den Maßnahmen der Bundesregierung zur Emissionsbegren- 
zung wird auf die Antwort zu Frage 2 verwiesen. 

Die Sanierung belasteter Flächen hat sich als unverhältnismäßig 
kostspielig erwiesen, so daß in der Regel eine Sanierung von 
überbelasteten Flächen mit dem Ziel einer Nutzung für die Pro- 
duktion von Lebens- und Futtermitteln nicht in Frage kommt. Die 
Produktion von Biomasse für industrielle Verarbeitung und die 
Aufforstung scheinen auf solchen Flächen jedoch in den meisten 
Fällen möglich zu sein. 

Die Aufforstung von Flächen kann generell im Rahmen der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des 
Küstenschutzes" gefördert werden. Bei der Biomasseproduktion 
ist zu berücksichtigen, daß generell die Wettbewerbsfähigkeit 
noch nicht gegeben ist und bei einer solchen Produktion sicherge- 
stellt werden müßte, daß ein Schadstoffeintrag in die Nahrungs- 
kette vermieden wird. 
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Die Entschädigung der betroffenen Bauern bedarf keiner beson- 
deren Regelung, weil in der Regel der Verursacher der Schad- 
stoffbelastungen der Böden feststellbar ist und gegen ihn privat- 
rechtlich vorgegangen werden kann oder Entschädigungsverein- 
barungen zwischen Verursacher und betroffenen Landwirten 
getroffen werden. Außerdem werden die von der Bundesregie- 
rung beschlossenen Maßnahmen zu einer wesentlichen Reduzie- 
rung weiterer Schadstoffbelastungen von Böden führen, so daß 
dadurch die Entschädigungsfrage an Relevanz verliert. 


10. Liegen der Bundesregierung flächendeckende Untersuchungen 
über die Schadstoffbelastung der Böden vor, und wie sind die 
Belastungswerte der Böden allgemein und in besonderen Problem- 
gebieten? 

— Plant die Bundesregierung, falls keine vollständigen Daten 
(gesamte Fläche der Bundesrepublik Deutschland, alle Schad- 
stoffe) vorhanden sind, solche Untersuchungen durchführen zu 
lassen und ein Schadstoffkataster im Rahmen eines gesamtöko- 
logischen Katasters zu erstellen? 

Über die zu Frage 4 gemachten Ausführungen hinaus bleibt 
zusätzlich festzustellen: 

Flächendeckende Untersuchungen über die Schadstoffbelastung 
der Böden hegen der Bundesregierung nicht vor. Für Bodenunter- 
suchungen und deren Auswertungen sind die Länder zuständig. 
Im Auftrag der Bundesregierung hat der Verband Deutscher 
Landwirtschaftlicher Untersuchungs- und Forschungsanstalten 
(VDLUFA) eine Datenerhebung über die Cadmiumbelastung von 
Böden in der Bundesrepublik Deutschland durchgeführt. Aus 
Gründen des Datenschutzes kann der 1983 vorgelegte Bericht 
allerdings kein flächendeckendes Bild der derzeitigen Bodenbela- 
stung vermitteln. Die Geologischen Landesämter haben mit 
Unterstützung der Bundesregierung mit einer bundesweiten 
Untersuchung der geogenen Schwermetallbelastungen begon- 
nen. Es wird darauf hingewiesen, daß dem Gesamtgehalt an 
Schadstoffen im Boden nur ein begrenzter Aussagewert zukommt. 
Die Wirkung der Schadstoffe auf Ökosysteme - insbesondere auf 
die Pflanzen - hängt entscheidend von der biologischen Verfüg- 
barkeit ab. Z.Z. gibt es aber keine brauchbaren Analysenmetho- 
den zur generellen Ermittlung dieser Verfügbarkeit von Schad- 
stoffen. Einschlägige Forschungsvorhaben wurden von der Bun- 
desregierung initiiert. 

Für die Abschätzung von Belastungswerten in Problemgebieten 
werden z. Z. die Bodenwerte für sieben Schwermetalle nach der 
Klärschlammverordnung herangezogen. Aus den bisher nur stich- 
probenweise vorhegenden Untersuchungen sind Grenzwertüber- 
schreitungen bei etwa 0,2 v. H. der landwirtschaftlich genutzten 
Flächen zu erwarten. Bei diesen Belastungen ist in der Mehrzahl 
der Fälle von anthropogenen Belastungen auszugehen. Die Fälle 
mit den höchsten Belastungswerten sind in Gebieten mit hoher 
natürlicher (geogener) Vorbelastung und zusätzlichem Eintrag 
von Bergbau-, Hütten- und Metallverarbeitungsbetrieben zu 
finden. 


23 



Drucksache 1 0/948 


Deutscher Bundestag - 10. Wahlperiode 


Die Überwachung von Boden und Bewuchs im Hinblick auf Bela- 
stung durch radioaktive Stoffe ist im wesentlichen Aufgabe von 
Meßstellen der Länder. Darüber hinaus sind Messungen der 
Radioaktivität von Boden und Bewuchs aus der näheren Umge- 
bung von Kernkraftwerken und Kernforschungsanlagen für 
Betreiber und unabhängige Meßstellen in der „Richtlinie zur 
Emissions- und Immissionsüberwachung kerntechnischer Anla- 
gen" verbindlich vorgeschrieben. Die vorliegenden Werte lassen 
keine Erhöhung der Radioaktivität im Vergleich mit entsprechen- 
den reaktorfernen Standorten erkennen. Die Ergebnisse der auf- 
geführten Messungen sind in dem jährlichen Bericht „Umwelt- 
radioaktivität und Strahlenbelastung" des Bundesministers des 
Innern zusammengestellt. 


11. Wie schätzt die Bundesregierung die Notwendigkeit einer Einfüh- 
rung von Toxizitätstests von Chemikalien im Boden ein im Rahmen 
einer ökotoxikologischen Gesamtuntersuchung von chemischen 
Stoffen, bei der besonders auch die zwischen einzelnen Stoffen und 
Verbindungen auftretenden Kombinationswirkungen berücksich- 
tigt werden in Anbetracht der für die Gesamtheit des Lebens grund- 
legenden vielfach vernetzten Wirksysteme im Boden? 

— Welche Maßnahmen sieht die Bundesregierung vor bei Stoffen, 
bei denen gefährliche Einflüsse auf den Boden und die Boden- 
lebewesen feststellbar sind? 

Die Bundesregierung hat für die Prüfung aller für die Belastung 
des Bodens relevanten Chemikalien in den entsprechenden 
Rechtsvorschriften (insbesondere Pflanzenschutzgesetz und auch 
Chemikaliengesetz) bereits Tests für die Prüfung der Wirkung von 
Chemikalien im Boden im Rahmen der ökotoxikologischen 
Gesamtuntersuchungen vorgeschrieben. Die Prüfung von Kombi- 
nationswirkungen ist derzeit aufgrund fehlender wissenschaft- 
licher Grundlagen in der Regel noch nicht möglich. Sie wird aber 
langfristig angestrebt, wenn durch die Forschung dafür ausrei- 
chende Grundlagen geschaffen sind. Bei der Bewertung der 
Ergebnisse der Toxizitätstests werden Kombinationswirkungen 
soweit wie möglich beachtet und überwacht. 

Alle Stoffe mit einem Gefährdungspotential für den Boden sind 
durch Rechtsvorschriften erfaßt. Falls sich ein Stoff für den Boden 
oder die Bodenlebewesen als gefährlich erweist, werden von der 
Bundesregierung die zur Vermeidung dieser Gefahren erforderli- 
chen Maßnahmen bis hin zum Verbot der Herstellung mit den 
dafür verfügbaren rechtlichen Instrumentarien getroffen. 


12. Plant die Bundesregierung Schutzmaßnahmen für die Erhaltung 
und Sicherung von besonderen Böden und Bodengesellschaften, die 
durch Rohstoff entnähme, Grundwasserentzug und Meliorations- 
maßnahmen gefährdet sind, wie zum Beispiel Moor- und Heide- 
flächen? 

Die Erhaltung und Sicherung der in der Frage bezeichneten 
besonderen Böden und Bodengesellschaften wird von den Rege- 
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lungen des Vierten Teiles des Bundesnaturschutzgesetzes 
(BNatSchG) „Schutz, Pflege und Entwicklung bestimmter Teile 
von Natur und Landschaft" und den entsprechenden Regelungen 
in den Landesnaturschutzgesetzen mit erfaßt. Danach können für 
Gebiete, in denen ein besonderer Schutz von Natur und Land- 
schaft in ihrer Ganzheit oder in einzelnen Teilen zur Erhaltung 
von Lebensgemeinschaften oder Lebensstätten bestimmter wild- 
wachsender Pflanzen- oder wildlebender Tierarten erforderlich 
ist, Naturschutzgebiete ausgewiesen werden. Der Schutz der 
Böden, die die Grundlage der Lebensstätten dieser Pflanzen- und 
Tiergesellschaften bilden, wird damit mit erfaßt. Auch andere 
Schutzgebietskategorien, insbesondere Nationalparke, Land- 
schaftsschutzgebiete und geschützte Landschaftsbestandteile, 
dienen der Erhaltung und Sicherung von Böden und den dort 
lebenden Pflanzen- und Tiergesellschaften. Die Ausweisung von 
Schutzgebieten liegt grundsätzlich in der Zuständigkeit der Län- 
der. Eigene Schutzmaßnahmen des Bundes kommen daher nicht 
in Frage. Die Bundesregierung begrüßt es, wenn die Länder 
insbesondere schutzwürdige Moore oder Heiden möglichst rasch 
und vollständig unter einen ausreichenden Schutz stellen. 

Soweit Gefährdungen von Eingriffen in Natur und Landschaft 
ausgehen, für die eine behördliche Genehmigung, Planfeststel- 
lung oder Anzeige erforderlich ist, bietet auch § 8 BNatSchG eine 
rechtliche Grundlage für die Erhaltung und Sicherung von ökolo- 
gisch wichtigen Böden. Nach den Regelungen der Ländematur- 
schutzgesetze, deren rahmenrechtliche Vorgabe § 8 BNatSchG 
enthält, müssen erforderlichenfalls den Verursachern genehmi- 
gungs- oder anzeigepflichtiger Eingriffe in Natur und Landschaft 
durch die zuständigen Landesbehörden bodenschützende Maß- 
nahmen (Ausgleichsmaßnahmen) zur Pflicht gemacht werden. 
Nicht ausgleichbare Eingriffe sind zu untersagen, wenn die 
Belange des Naturschutzes einschließlich des Bodenschutzes Vor- 
rang haben. Die Eingriffsregelung güt im gesamten besiedelten 
und unbesiedelten Bereich und knüpft an Verändemngen der 
Gestalt oder Nutzung von Grundflächen an, die die Leistungs- 
fähigkeit des Naturhaushalts oder das Landschaftsbild erheblich 
oder nachhaltig beeinträchtigen können. Der Boden mit seinen 
abiotischen und biotischen Bestandteilen ist ein wesentliches Ele- 
ment des Naturhaushalts und morphologische Gmndlage des 
Landschaftsbildes. 

Neben den genannten gesetzlichen Regelungen sind beispiels- 
weise noch das Wasserhaushaltsgesetz (WHG) und das Flurberei- 
nigungsgesetz (FlurbG) zu nennen. Das WHG unterstellt das 
Entnehmen, Zutagefördern und Ableiten von Grundwasser 
grundsätzlich dem Erlaubnis- oder Bewilhgungserfordemis. In 
Wasserschutzgebieten können bestimmte Handlungen verboten 
oder nur beschränkt für zulässig erklärt werden; u. a. wenn dies 
zum Schutz des Grundwasserreservoirs erforderlich ist. Diese 
wasserwirtschaftlichen Maßnahmen und Beschränkungen dienen 
mittelbar auch dem Schutz des Bodens. Nach dem FlurbG umfaßt 
der Neugestaltungsauftrag ausdrücklich auch bodenschützende 
und -verbessernde Maßnahmen. Bezüglich der bergrechtlichen 
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Instrumente zum Schutz des Bodens wird auf die Antwort zur 
Frage 8 verwiesen. 

Vorbehaltlich der Prüfungen, die im Rahmen der Bodenschutz- 
konzeption noch anzustellen sind, bietet nach Auffassung der 
Bundesregierung das bestehende rechtliche Instrumentarium aus- 
reichende Möglichkeiten, Maßnahmen zum Schutz des Bodens zu 
ergreifen, soweit dies erforderlich ist. 


13. Welchen Beitrag zur Erhaltung und Förderung des Bodenlebens und 
der Bodengesundheit kann nach Ansicht der Bundesregierung eine 
standortgerechte Landwirtschaft leisten, die abweichend von der 
momentan durch Beratung, Förderung und Forschung bevorzugten 
Landwirtschaft mit weiter gestellten Fruchtfolgen und Zwischen- 
fruchtanbau, minimiertem Pflanzenschutzmittel- und Mineraldün- 
gereinsatz, Verzicht auf Monokulturen (oder sehr enge Fruchtfol- 
gen) und Verzicht auf Massentierhaltung ein Anbausystem prakti- 
ziert, das außer auf ökonomische verstärkt auf ökologische Erforder- 
nisse abgestellt ist? 

— Worin sieht die Bundesregierung die Ursache für die (inzwischen 
eingetretene) starke Verschlechterung der Bodenstruktur, des 
Bodengefüges und des Humusgehalts des Bodens in der moder- 
nen agrarindustriellen Landwirtschaft, die sich trotz (oder 
wegen) einer immer intensiveren und tieferen mechanischen 
Bodenbearbeitung mit immer größeren Geräten immer mehr 
verstärkt? 

Eine standortgerechte Landwirtschaft kann einen wesentlichen 
Beitrag zur Erhaltung und Förderung des Bodenlebens und der 
Bodengesundheit leisten. Die meisten Landwirte bemühen sich, 
diesen Ansprüchen durch Fruchtfolgegestaltung, Zwischenfrucht- 
anbau, bodenschonende Bearbeitung sowie möglichst gezielten 
Einsatz von Mineraldüngern und Pflanzenschutzmitteln gerecht 
zu werden. Für vielseitige Fruchtfolgen bedarf es u. a. einer größe- 
ren Zahl wirtschaftlich anzubauender Pflanzenarten. 

Die Landwirtschaft ist aufgerufen, auf eine zu hohe Intensität der 
Bewirtschaftung zu verzichten, weil sonst die Gefahr besteht, daß 
die langfristige und nachhaltige Nutzungsfähigkeit des Bodens 
geschädigt wird. Gefahrenquellen für die Bodenqualität und 
-gesundheit ergeben sich heute neben dem gestiegenen Geräte- 
gewicht vor allem als Folge der Verarmung und der Verengung 
der Fruchtfolgen. Der Rückgang des Anbaus von tiefwurzelnden 
Pflanzenarten wie Luzerne, Ackerbohne oder Lupine trägt mit zu 
deutlicher ausgeprägten Grenzen zwischen Ober- und Unter- 
boden bei; die Ausdehnung des Anbaus von Pflanzenarten mit 
spätem Bestandsschluß wie Mais, Rüben oder bestimmten Gemü- 
searten setzt größere Bodenflächen ungeschützt den Niederschlä- 
gen in den Monaten April, Mai und Anfang Juni aus, was zu 
stärkerer Oberflächenverschlämmung und zu Bodenerosion füh- 
ren kann. 

Die in der Frage unterstellte allgemeine Verschlechterung der 
Bodenstruktur, des Bodengefüges und des Humusgehalts des 
Bodens ist nicht festzustellen. Daß Maßnahmen der Bodenbear- 
beitung neben den jeweils angestrebten positiven Wirkungen 
auch nachteilige Nebenwirkungen haben, die sich im Laufe der 
Zeit summieren können, ist seit langem bekannt. Mit besser 
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aufeinander abgestimmten ackerbaulichen Maßnahmen und 
technischen Lösungen ist es jedoch möglich, drohenden Schäden 
entgegenzuwirken. 

Forschung und Beratung haben sich bereits verstärkt der vorge- 
nannten Probleme angenommen und Lösungsvorschläge erarbei- 
tet, die in die Praxis umgesetzt werden können. 
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